
Sehr geehrte Aktionäre,

die diesjährige Hauptversammlung unserer Gesellschaft findet am Mittwoch, dem 18. Mai 2005, um 10.30 Uhr
(Einlass ab 9.30 Uhr) im Congress Centrum Hamburg, Saal 2, Am Dammtor, statt.

Die Einladung zur Hauptversammlung mit der Tagesordnung und den Beschlussvorschlägen von Vorstand und
Aufsichtsrat ist nachfolgend abgedruckt. Sie wurde am 30. März 2005 sowohl im elektronischen Bundesanzeiger
als auch im Bundesanzeiger Nr. 59 bekannt gemacht und steht auch auf der Website der Gesellschaft unter
www.Beiersdorf.de zur Verfügung.

Das Grundkapital unserer Gesellschaft beträgt wie im Vorjahr 215.040.000,– Euro und ist in 84.000.000 Stück-
aktien zerlegt. Die von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien sind gemäß § 71b AktG nicht stimm- und 
dividendenberechtigt. 

Gemäß TOP 2 wird vorgeschlagen, für das Geschäftsjahr 2004 eine Dividende in Höhe von 1,60 Euro je Stückaktie
auszuschütten.

Unter TOP 6 finden Sie einen Beschlussvorschlag für eine Ergänzungswahl zum Aufsichtsrat. 

TOP 7 bis 10 betreffen die erneute Schaffung von genehmigtem und bedingtem Kapital sowie die neue Ermächti-
gung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, da die derzeit geltenden Ermächtigun-
gen Mitte des Jahres auslaufen. Dadurch soll die Gesellschaft auch weiterhin in der Lage sein, in Zukunft schnell
und flexibel Kapitalmaßnahmen zur Unterstützung des Wachstums und des Geschäftsausbaus durchführen zu
können. Eine genauere Darlegung und Begründung dieser Maßnahmen finden Sie in den entsprechenden Vor-
standsberichten, die dieser Mitteilung beigefügt sind.

Schließlich soll mit dem Beschlussvorschlag unter TOP 11 die Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb und zur
Verwendung eigener Aktien routinemäßig erneuert werden. 

Mit freundlichen Grüßen

Ihre 
Beiersdorf AG

Dr. Rolf Kunisch Rolf-Dieter Schwalb

Ihre Parkscheine für die CCH-Parkgarage können Sie am Eingang zum Saal der Hauptversammlung entwerten lassen.

Unnastraße 48
20245 Hamburg

www.Beiersdorf.de

Registergericht Hamburg HRB 1787
Vorstand: Dr. Rolf Kunisch (Vorsitzender),
Peter Kleinschmidt, Thomas-Bernd Quaas, 
Rolf-Dieter Schwalb, Uwe Wölfer
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dieter Ammer

Hamburg, im März 2005

Mitteilung an die Aktionäre
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Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der
am Mittwoch, dem 18. Mai 2005, um 10.30 Uhr (Einlass ab 9.30 Uhr)
im Congress Centrum Hamburg, Saal 2, Am Dammtor/Marseiller Straße, 
in Hamburg stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen.

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Beiersdorf Aktiengesellschaft
und des gebilligten Konzernabschlusses mit dem zusammengefassten Lage-
bericht der Beiersdorf Aktiengesellschaft und des Konzerns für das Geschäfts-
jahr 2004 sowie dem Bericht des Aufsichtsrats

Die vorstehenden Unterlagen liegen in den Geschäftsräumen am Sitz der Beiersdorf Aktiengesellschaft,
Unnastrasse 48, 20245 Hamburg, zur Einsicht der Aktionäre aus und stehen auch auf der Website 
der Gesellschaft unter www.Beiersdorf.de zur Verfügung. Abschriften dieser Unterlagen werden den
Aktionären auf Anfrage kostenlos und unverzüglich zugesandt.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2004 in Höhe von
145.239.477,93 Euro wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von 1,60 Euro
auf jede dividendenberechtigte Stückaktie
(75.606.328 Stückaktien) 120.970.124,80 Euro

Einstellung in andere Gewinnrücklagen 24.269.353,13 Euro

Bilanzgewinn 145.239.477,93 Euro

Bei den angegebenen Beträgen für die Gesamtdividende und für die Einstellung in andere Gewinnrück-
lagen sind die im Zeitpunkt des Gewinnverwendungsvorschlags des Vorstands dividendenberechtigten
Aktien berücksichtigt. Die von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien sind gemäß § 71b AktG
nicht dividendenberechtigt.

Sollte die Anzahl der eigenen Aktien, die von der Gesellschaft im Zeitpunkt der Beschlussfassung der
Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gehalten werden, größer oder kleiner sein
als im Zeitpunkt des Gewinnverwendungsvorschlags des Vorstands, vermindert bzw. erhöht sich der
insgesamt an die Aktionäre auszuschüttende Betrag um den Dividendenteilbetrag, der auf die Differenz
an Aktien entfällt. Der in die anderen Gewinnrücklagen einzustellende Betrag verändert sich gegen-
läufig um den gleichen Betrag. Die auszuschüttende Dividende pro dividendenberechtigter Stückaktie
bleibt hingegen unverändert. Der Hauptversammlung wird gegebenenfalls ein entsprechend modi-
fizierter Beschlussvorschlag unterbreitet werden.

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2004 
Entlastung zu erteilen.

Tagesordnung

Beiersdorf Aktiengesellschaft, Hamburg

Wertpapier-Kennnummer 520000
ISIN DE0005200000
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4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2004
Entlastung zu erteilen.

5. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2005

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die BDO Deutsche Warentreuhand Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Hamburg, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2005 zu wählen.

6. Ergänzungswahl zum Aufsichtsrat

Für Herrn Dr. Diethart Breipohl, der mit Wirkung zur Beendigung der Hauptversammlung am 18. Mai 2005
sein Amt als Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft niedergelegt hat, soll Herr Dr. Rolf Kunisch 
in den Aufsichtsrat der Gesellschaft einrücken. Herr Dr. Kunisch scheidet mit Ablauf der Hauptver-
sammlung am 18. Mai 2005 aus dem Vorstand der Gesellschaft aus. Um seine große unternehmerische
Erfahrung für das Unternehmen auch weiterhin zu nutzen, wird der Hauptversammlung vorgeschlagen,
ihn in den Aufsichtsrat der Gesellschaft zu wählen. 

Der Aufsichtsrat schlägt daher vor,

· Herrn Dr. Rolf Kunisch, Hamburg
Vorsitzender des Vorstands der Beiersdorf AG
(bis zum Ende der Hauptversammlung am 18. Mai 2005)

gemäß § 11 Abs. 3 der Satzung als Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre mit Wirkung ab der Been-
digung der ordentlichen Hauptversammlung am 18. Mai 2005 für die restliche Amtszeit des Auf-
sichtsrats, d.h. für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für
das Geschäftsjahr 2008 beschließt, in den Aufsichtsrat der Gesellschaft zu wählen.

Herr Dr. Kunisch ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten:
-  Hamburg-Mannheimer Sachversicherungs-AG
-  Hamburg-Mannheimer Versicherungs-AG
-  Hermes Kreditversicherungs-AG
-  Lufthansa Technik AG
-  Aufsichtsratsvorsitzender der tesa AG (konzernintern)

(bis 14. April 2005)

Der Aufsichtsrat setzt sich nach den §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG, § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 MitbestG
und § 11 Abs. 1 der Satzung aus zwölf Mitgliedern zusammen, von denen sechs Mitglieder durch 
die Hauptversammlung und sechs Mitglieder von den Arbeitnehmern zu wählen sind. Die Hauptver-
sammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden.

Der Aufsichtsrat schlägt ferner vor,

· Herrn Dr. Andreas Rittstieg, Hamburg
Rechtsanwalt/Rittstieg Rechtsanwälte

als Ersatzmitglied für Herrn Dr. Kunisch für die Dauer seiner Amtszeit zu wählen.

Herr Dr. Rittstieg ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten:
-  Keramag Aktiengesellschaft
-  mg technologies ag
-  Tomorrow Focus AG

Beiersdorf Aktiengesellschaft, Hamburg

Wertpapier-Kennnummer 520000
ISIN DE0005200000
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7. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals I
nach § 5 Abs. 2 der Satzung und über die Schaffung eines neuen genehmigten
Kapitals I; Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Die in § 5 Abs. 2 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital in der 
Zeit bis zum 19. Juni 2005 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 45.000.000,– Euro
zu erhöhen, wird mit Wirksamwerden der nachstehenden Ermächtigung unter b) aufgehoben. 

b)Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Mai 2010 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 45.000.000,– Euro durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe
neuer auf den Inhaber lautender Aktien gegen Bareinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital I).
Dabei kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden.

Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

1. zum Ausgleich von infolge einer Kapitalerhöhung entstehenden Spitzenbeträgen;

2. soweit dies erforderlich ist, um Inhabern/Gläubigern der von der Beiersdorf Aktiengesellschaft
oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung
der Wandlungspflicht zustehen würde.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-
führung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

c) § 5 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Mai 2010 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 45.000.000,– Euro durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe
neuer auf den Inhaber lautender Aktien gegen Bareinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital I).
Dabei kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden.

Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

1. zum Ausgleich von infolge einer Kapitalerhöhung entstehenden Spitzenbeträgen;

2. soweit dies erforderlich ist, um Inhabern/Gläubigern der von der Beiersdorf Aktiengesellschaft
oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung
der Wandlungspflicht zustehen würde.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-
führung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.“

8. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals II
nach § 5 Abs. 3 der Satzung und über die Schaffung eines neuen genehmigten
Kapitals II; Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Die in § 5 Abs. 3 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital in der 
Zeit bis zum 19. Juni 2005 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 21.000.000,– Euro
zu erhöhen, wird mit Wirksamwerden der nachstehenden Ermächtigung unter b) aufgehoben.

Beiersdorf Aktiengesellschaft, Hamburg

Wertpapier-Kennnummer 520000
ISIN DE0005200000
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b)Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Mai 2010 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 21.000.000,– Euro durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe
neuer auf den Inhaber lautender Aktien gegen Bareinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital II).
Dabei kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 

Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

1. zum Ausgleich von infolge einer Kapitalerhöhung entstehenden Spitzenbeträgen;

2. soweit dies erforderlich ist, um Inhabern/Gläubigern der von der Beiersdorf Aktiengesellschaft
oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung
der Wandlungspflicht zustehen würde;

3. um neue Aktien zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis der bereits börsen-
notierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags, welche möglichst
zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen soll, nicht wesentlich unterschreitet, wobei im 
Rahmen der Beschränkung dieser Ermächtigung auf insgesamt zehn vom Hundert des Grundkapitals
diejenigen Aktien anzurechnen sind, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien und/oder
bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen
ausgeschlossen wird.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-
führung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

c) § 5 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Mai 2010 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 21.000.000,– Euro durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe
neuer auf den Inhaber lautender Aktien gegen Bareinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital II).
Dabei kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden.

Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

1. zum Ausgleich von infolge einer Kapitalerhöhung entstehenden Spitzenbeträgen;

2. soweit dies erforderlich ist, um Inhabern/Gläubigern der von der Beiersdorf Aktiengesellschaft
oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung
der Wandlungspflicht zustehen würde;

3. um neue Aktien zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis der bereits börsen-
notierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags, welche möglichst
zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen soll, nicht wesentlich unterschreitet, wobei im 
Rahmen der Beschränkung dieser Ermächtigung auf insgesamt zehn vom Hundert des Grundkapitals
diejenigen Aktien anzurechnen sind, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien und/oder
bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen
ausgeschlossen wird.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-
führung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.”

Beiersdorf Aktiengesellschaft, Hamburg

Wertpapier-Kennnummer 520000
ISIN DE0005200000
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9. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals III
nach § 5 Abs. 4 der Satzung und über die Schaffung eines neuen genehmigten
Kapitals III; Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Die in § 5 Abs. 4 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital in der 
Zeit bis zum 19. Juni 2005 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 21.000.000,– Euro
zu erhöhen, wird mit Wirksamwerden der nachstehenden Ermächtigung unter b) aufgehoben.

b)Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Mai 2010 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 21.000.000,– Euro durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe
neuer auf den Inhaber lautender Aktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes
Kapital III). Dabei kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG
bestimmt werden. 

Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

1. zum Ausgleich von infolge einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen entstehenden Spitzen-
beträgen;

2. soweit dies erforderlich ist, um Inhabern/Gläubigern der von der Beiersdorf Aktiengesellschaft
oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung
der Wandlungspflicht zustehen würde;

3. bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen oder von
Beteiligungen an Unternehmen.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-
führung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.

c) § 5 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Mai 2010 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt 21.000.000,– Euro durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe
neuer auf den Inhaber lautender Aktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes
Kapital III). Dabei kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG
bestimmt werden.

Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

1. zum Ausgleich von infolge einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen entstehenden Spitzen-
beträgen;

2. soweit dies erforderlich ist, um Inhabern/Gläubigern der von der Beiersdorf Aktiengesellschaft
oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung
der Wandlungspflicht zustehen würde;

3. bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen oder von
Beteiligungen an Unternehmen.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-
führung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.“

Beiersdorf Aktiengesellschaft, Hamburg

Wertpapier-Kennnummer 520000
ISIN DE0005200000
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Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sowie des bestehenden
bedingten Kapitals nach § 5 Abs. 5 der Satzung und über die erneute Ermächti-
gung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sowie
die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals; Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a)Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen sowie des bestehenden bedingten Kapitals nach § 5 Abs. 5 der Satzung

Die bestehende, durch die Hauptversammlung am 20. Juni 2000 erteilte und bis zum 19. Juni 2005
befristete Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen wird mit Wirksamwerden der nachstehenden Ermächtigung unter b) aufgehoben. Des
Weiteren wird das bedingte Kapital in Höhe von bis zu insgesamt 40.000.000,– Euro in § 5 Abs. 5 
der Satzung mit Wirksamwerden der nachstehenden Ermächtigung unter c) aufgehoben.

b)Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen

Der Vorstand wird ermächtigt, in der Zeit bis zum 17. Mai 2010 einmalig oder mehrmals auf den 
Inhaber und/oder auf den Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen im
Gesamtnennbetrag von bis zu insgesamt 1.000.000.000,– Euro mit einer Laufzeit von längstens 
zwanzig Jahren zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandelschuldverschreibungen
Wandlungsrechte bzw. den Inhabern bzw. Gläubigern von Optionsschuldverschreibungen Options-
rechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 
insgesamt 40.000.000,– Euro nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen
zu gewähren.

Die Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen (Teilschuldverschreibungen) können auch durch
unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften der Beiersdorf Aktiengesellschaft
begeben werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die Gesellschaft die Garantie für die
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern solcher Wandel- bzw.
Optionsschuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf Aktien der Beiersdorf Aktiengesell-
schaft zu gewähren.

Die Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen sollen von einem Kreditinstitut oder einem Konsor-
tium von Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug
anzubieten. Der Vorstand ist jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugsrecht
der Aktionäre auszuschließen, sofern er nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass
der Ausgabepreis der Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ihren nach anerkannten, ins-
besondere finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich
unterschreitet. Dies gilt jedoch nur für Teilschuldverschreibungen mit einem Wandlungs- bzw. 
Optionsrecht bzw. einer Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital
von insgesamt bis zu zehn vom Hundert des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und des im Zeitpunkt
der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals, wobei diejenigen Aktien anzurechnen
sind, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bei Ausnutzung
der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien und/oder bei Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals II ausgeschlossen wird. Der Vorstand ist darüber hinaus mit Zustimmung des Aufsichtsrats
ermächtigt, Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht 
auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um den Inhabern/Gläubigern der von der 
Beiersdorf Aktiengesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungs-
gesellschaften ausgegebenen Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Aus-
übung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen würde.
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Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber – anderenfalls die Gläu-
biger – der Schuldverschreibungen das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe
der Wandelanleihebedingungen in Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis
ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten
Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Divi-
sion des unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung durch
den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann vorgesehen 
werden, dass das Umtauschverhältnis variabel ist und der Wandlungspreis innerhalb einer festzu-
legenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses während der Laufzeit
festgesetzt wird. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet
werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen
werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Wandelanleihe-
bedingungen können des Weiteren eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit (oder zu einem
anderen Zeitpunkt) begründen.

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschreibung 
ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand
festzulegenden Optionsbedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen. Der an-
teilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den Nenn-
betrag der Optionsschuldverschreibungen nicht übersteigen. Die Laufzeit des Optionsrechts darf
höchstens zwanzig Jahre betragen.

Die Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass die Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen
nach Wahl der Gesellschaft statt in neue Aktien aus bedingtem Kapital in eigene Aktien der Gesell-
schaft gewandelt bzw. Optionsrechte durch Lieferung solcher Aktien erfüllt werden können und dass
bei der Erfüllung von Wandlungspflichten auch solche Aktien gewährt werden können. Schließlich
können die Anleihebedingungen vorsehen, dass im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung die
Gesellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern
den Gegenwert in Geld zahlt, der nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen dem Durchschnitts-
wert der Beiersdorf-Aktien in der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten ein bis zehn Börsentage
vor Erklärung der Wandlung bzw. der Optionsausübung entspricht. Der anteilige Betrag am Grundkapital
der bei der Wandlung bzw. Optionsausübung auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der Wandel-
bzw. Optionsschuldverschreibungen nicht übersteigen.

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie muss auch bei einem variablen
Umtauschverhältnis/Wandlungspreis entweder mindestens achtzig vom Hundert des durchschnitt-
lichen Börsenkurses der Aktien der Beiersdorf Aktiengesellschaft – in der Schlussauktion im Xetra-
Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse –
an den zehn Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung
der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen betragen oder mindestens achtzig vom Hundert
des durchschnittlichen Börsenkurses – in der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem (oder einem
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse – während der Tage, an denen
die Bezugsrechte an der Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt werden (mit Ausnahme der beiden
letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels), entsprechen.

Der Wandlungs- bzw. Optionspreis wird – unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässe-
rungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen – durch
Zahlung eines entsprechenden Betrags in bar bei Ausnutzung des Wandlungsrechts oder der Erfül-
lung der Wandlungspflicht bzw. durch Herabsetzung der Zuzahlung ermäßigt, wenn die Gesellschaft
während der Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre
das Grundkapital erhöht und/oder weitere Wandel- oder Optionsanleihen begibt bzw. sonstige Options-
rechte gewährt und den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen bzw. Optionsscheinen kein
Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Options-
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rechts bzw. der Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen würde. Statt einer Zahlung in bar bzw.
einer Herabsetzung der Zuzahlung kann auch – soweit möglich – das Umtauschverhältnis durch 
Division mit dem ermäßigten Wandlungspreis angepasst werden. Die Anleihebedingungen können 
darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder für andere Kapitalmaßnahmen, Umstruk-
turierungen, außerordentliche Dividenden oder vergleichbare Maßnahmen, die zu einer Verwässerung
des Wertes der Aktien führen können, eine Anpassung des Wandlungs-/Optionspreises vorsehen.

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Wandel-
und/oder Optionsschuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stük-
kelung, Wandlungs- bzw. Optionspreis und den Wandlungs- bzw. Optionszeitraum festzusetzen bzw.
im Einvernehmen mit den Organen der die Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen bege-
benden Beteiligungsgesellschaften festzulegen.

c) Schaffung eines neuen bedingten Kapitals

Das Grundkapital wird um bis zu insgesamt 40.000.000,– Euro bedingt erhöht. Die bedingte Kapital-
erhöhung dient der Gewährung von Rechten an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung unter b) in der Zeit bis zum
17. Mai 2010 von der Gesellschaft oder durch eine unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaft der Gesellschaft begeben werden.

Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem gemäß b) jeweils festzulegenden Wandlungs- bzw. Optionspreis.
Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber/Gläubiger solcher
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- bzw. Optionsrecht Gebrauch
machen bzw. ihre Wandlungspflicht erfüllen und das bedingte Kapital nach Maßgabe der Anleihe-
bedingungen dafür benötigt wird. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in
dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungs-
pflichten entstehen, am Gewinn teil.

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung einer bedingten Kapital-
erhöhung festzusetzen.

d)Satzungsänderung

§ 5 Abs. 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Das Grundkapital ist um bis zu insgesamt 40.000.000,– Euro bedingt erhöht. Die bedingte Kapital-
erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie

1. die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- und/oder Optionsrechten, die mit den von der 
Beiersdorf Aktiengesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungs-
gesellschaften bis zum 17. Mai 2010 auszugebenden Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen verbunden sind, von ihrem Wandlungs- bzw. Optionsrecht Gebrauch machen

oder wie 

2. die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Beiersdorf Aktiengesellschaft
oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften bis zum 17. Mai 2010
auszugebenden Wandelschuldverschreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen

und das bedingte Kapital nach Maßgabe der Anleihebedingungen dafür benötigt wird.

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Wand-
lungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil.”
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Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Die bestehende, durch die Hauptversammlung am 3. Juni 2004 erteilte und bis zum 2. Dezember 2005
befristete Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird mit Wirksamwerden der nachstehenden
Ermächtigung unter b) aufgehoben.

b)Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt, in der Zeit bis zum 17. November 2006
eigene Aktien im Umfang von insgesamt bis zu zehn vom Hundert des derzeitigen Grundkapitals 
zu erwerben. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilen einmal oder mehrmals ausgeübt werden.
Gemäß § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG dürfen auf die im Rahmen dieser Ermächtigung erworbenen Aktien
zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche diese bereits erworben hat und noch besitzt,
nicht mehr als zehn vom Hundert des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. 

Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kauf-
angebots. Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der Erwerbspreis je Aktie den Durchschnitt der
Aktienkurse der Beiersdorf-Aktie in der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleich-
baren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den dem Erwerb vorangehenden 
letzten fünf Börsentagen um nicht mehr als fünf vom Hundert über- und um nicht mehr als fünf vom
Hundert unterschreiten. Erfolgt der Erwerb mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen
Kaufangebots, so ist dieser zulässig, wenn der Kaufpreis je Aktie den Durchschnitt der Aktienkurse
der Beiersdorf-Aktie in der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den der Veröffentlichung des Kaufangebots
vorangehenden letzten zehn Börsentagen um nicht mehr als zwanzig vom Hundert über- und um
nicht mehr als zwanzig vom Hundert unterschreitet. Das Volumen des Angebots kann begrenzt werden.
Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots dieses Volumen überschreitet, muss die Annahme nach
Quoten erfolgen.

c) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden oder einer vorhergehenden Ermäch-
tigung erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot 
an alle Aktionäre zu veräußern bzw. zu übertragen, soweit diese Aktien zu einem Preis veräußert oder
für eine Gegenleistung übertragen werden, der bzw. die den Börsenkurs von Aktien der Gesellschaft
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung bzw. Übertragung nicht wesentlich unterschreitet.
Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der vorstehenden Regelung gilt der Durchschnitt der Aktien-
kurse der Beiersdorf-Aktie in der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der der Veräußerung bzw. Übertra-
gung der eigenen Aktien vorangehenden letzten fünf Börsentage. Diese Ermächtigung beschränkt sich
auf insgesamt höchstens zehn vom Hundert des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und des im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals, wobei bei einer Veräußerung
eigener Aktien gegen eine Barleistung, die den vorgenannten Bestimmungen entspricht, diejenigen
Aktien anzurechnen sind, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals II und/oder bei Ausnutzung der Ermächtigung
zur Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ausgeschlossen wird.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden oder einer vorhergehenden Er-
mächtigung erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre als Gegen- oder Teilgegenleistung im Rahmen von Unter-
nehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen
oder Unternehmensteilen zu verwenden.
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Der Vorstand wird außerdem ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden oder einer vorhergehenden
Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden, um die Bezugs- und/oder Umtausch-
rechte aus von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungs-
gesellschaften ausgegebenen Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen zu erfüllen.

Der Vorstand wird weiterhin ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund der vor-
stehenden oder einer vorhergehenden Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien ohne weiteren
Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die Ermächtigung zur Einziehung kann ganz oder in 
Teilen ausgeübt werden.
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Berichte des Vorstands an die Hauptversammlung zu den Punkten 7 bis 11 der
Tagesordnung gemäß §§ 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4, 
Abs. 4 Satz 2 AktG, §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG
sowie §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG

Der Vorstand hat die nachfolgenden Berichte zu den Tagesordnungspunkten 7 bis 11 gemäß §§ 203
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG, §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 
Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG sowie §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG über 
die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands erstattet, mit  Zustimmung des Aufsichtsrats das
Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen aus den genehmigten Kapitalien I, II und III bzw. 
bei der Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sowie bei der Veräußerung 
von eigenen Aktien der Gesellschaft auszuschließen.

Die Berichte liegen vom Tage der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der
Gesellschaft, Unnastraße 48, 20245 Hamburg, zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus. Sie werden
auch auf der Hauptversammlung ausliegen. Auf Verlangen werden Abschriften dieser Berichte jedem
Aktionär unverzüglich kostenlos übersandt. Die Berichte haben folgenden Inhalt:

1. Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung (Beschlussfassung über die Schaffung eines
genehmigten Kapitals I):

Wird das genehmigte Kapital ausgenutzt, wollen wir unseren Aktionären ein Bezugsrecht einräumen.

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, im Hinblick auf
den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis darstellen zu können.
Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich von Spitzenbeträgen würden insbesondere bei
einer Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die
Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre
ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Wei-
se bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zugunsten der Inhaber von Wandel-
bzw. Optionsschuldverschreibungen dient dem Zweck, dass im Falle einer Ausnutzung dieser Ermäch-
tigung der Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht entsprechend den so genannten Verwässerungs-
schutzklauseln der Wandlungs- bzw. Optionsbedingungen ermäßigt zu werden braucht, sondern 
auch den Inhabern der Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang
eingeräumt werden kann, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts bzw. 
Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Mög-
lichkeit, bei der Ausnutzung der genehmigten Kapitalien unter sorgfältiger Abwägung der Interessen
zwischen beiden Alternativen zu wählen.

2. Bericht des Vorstands zu Punkt 8 der Tagesordnung (Beschlussfassung über die Schaffung eines
genehmigten Kapitals II):

Im Hinblick auf die Ermächtigung zum Ausschluss der Aktionäre vom Bezugsrecht für Spitzenbeträge
sowie für Inhaber von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen wird auf den Bericht des Vorstands
zu Punkt 7 der Tagesordnung verwiesen.

Darüber hinaus wird die Verwaltung unter Tagesordnungspunkt 8 ermächtigt, das Bezugsrecht der
Aktionäre gemäß §§ 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen. Diese
Möglichkeit dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Ausgabe-
kurses bei Ausgabe neuer Aktien. Die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich vorgesehene Möglichkeit
des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Verwaltung in die Lage, sich aufgrund der jeweiligen
Börsenverfassung bietende Möglichkeiten schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen.
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Dadurch wird eine bestmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft und aller
Aktionäre erreicht. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugs-
rechts können der Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen sehr zeitnah
gedeckt sowie zusätzlich neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland gewonnen werden. Diese Mög-
lichkeit zur Kapitalerhöhung unter optimalen Bedingungen und ohne nennenswerten Bezugsrechts-
abschlag ist für die Gesellschaft insbesondere deshalb von Bedeutung, weil sie Marktchancen schnell
und flexibel in sich schnell ändernden bzw. auch in neuen Märkten nutzen und einen dadurch ent-
stehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig decken können muss.

Der Ausgabebetrag und damit das der Gesellschaft zufließende Entgelt für die neuen Aktien wird sich
am Börsenpreis der schon börsennotierten Aktien orientieren und den aktuellen Börsenpreis nicht
wesentlich – voraussichtlich nicht um mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht um mehr als 5 % – unter-
schreiten. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses beschränkt sich auf maximal 10 % des im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens und des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandenen
Grundkapitals, wobei diejenigen Aktien anzurechnen sind, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-
bzw. Optionsschuldverschreibungen und/oder bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Veräußerung
eigener Aktien ausgeschlossen ist. Insgesamt ist damit sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit
der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die Interessen der Aktionäre bei einer Aus-
nutzung des genehmigten Kapitals unter Ausschluss der Aktionäre vom Bezugsrecht angemessen
gewahrt werden.

3. Bericht des Vorstands zu Punkt 9 der Tagesordnung (Beschlussfassung über die Schaffung eines
genehmigten Kapitals III):

Im Hinblick auf die Ermächtigung zum Ausschluss der Aktionäre vom Bezugsrecht für Spitzenbeträge
sowie für Inhaber von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen wird auf den Bericht des Vorstands
zu Punkt 7 der Tagesordnung verwiesen.

Darüber hinaus wird der Vorstand unter Tagesordnungspunkt 9 ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen über den Ausschluss des gesetzlichen Bezugs-
rechts der Aktionäre zu entscheiden. Der Vorstand soll damit in die Lage versetzt werden, die Markt-
stellung der Gesellschaft gezielt durch weitere Akquisitionen von Unternehmen, Beteiligungen an
Unternehmen oder Unternehmensteilen auszubauen.

Auch der Bundesgerichtshof hat unter ausdrücklicher Aufgabe seiner früheren restriktiveren Recht-
sprechung ausgeführt, dass Unternehmenserweiterungen, die durch einen Unternehmens- oder
Beteiligungserwerb erfolgen und gegen Hingabe von Aktien der Gesellschaft vorgenommen werden
sollen, in der Regel sehr rasche Entscheidungen erfordern. Zu solchen Entscheidungen waren die
deutschen Aktiengesellschaften nach Auffassung des Bundesgerichtshofs in den Grenzen seiner vor-
herigen Rechtsprechung kaum in der Lage.

Nach übereinstimmender Auffassung des Vorstands und des Aufsichtsrats ist es im Hinblick auf die
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gerechtfertigt, mit der vorgeschlagenen Schaffung eines
genehmigten Kapitals gegen Sacheinlagen den Vorstand in die Lage zu versetzen, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats über den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu entscheiden. Vor dem Hin-
tergrund des internationalen Wettbewerbs und der Globalisierung der Wirtschaft ist es für die weitere
Entwicklung und Verstärkung der Marktstellung der Gesellschaft unverzichtbar, dass sie die Möglich-
keit erhält, im Rahmen ihrer Beteiligungsstrategie geeignete Beteiligungen nicht nur im Wege einer
Barkaufpreiszahlung, sondern auch im Wege einer Sachgegenleistung durch Überlassung von Aktien
der Gesellschaft erwerben zu können. Diese Finanzierung eines Erwerbs wird bei nationalen und grenz-
überschreitenden Transaktionen immer häufiger. Da eine solche Kapitalerhöhung bei einer sich
abzeichnenden Handlungsmöglichkeit im Wettbewerb mit anderen Erwerbsinteressenten meist kurz-
fristig und unter Wahrung der gebotenen Vertraulichkeit erfolgen muss, ist nach der überein-
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stimmenden Auffassung des Vorstands und des Aufsichtsrats insoweit die Schaffung eines genehmigten
Kapitals mit Bezugsrechtsausschluss erforderlich.

Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von dieser Ermächtigung zur Kapital-
erhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch macht, sobald sich Möglichkeiten
zum Erwerb von Beteiligungen konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur dann aus-
schließen, wenn sich der Erwerb im Rahmen der Beteiligungsstrategie der Gesellschaft hält und wenn
der Erwerb gegen Hingabe von Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesell-
schaft liegt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die
Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden und demzufolge von der Ermächtigung nur
insoweit Gebrauch gemacht wird, als der Wert der zu erwerbenden Beteiligung in einem angemessenen
Verhältnis zum Wert der hinzugebenden Beiersdorf-Aktien steht. Der Aufsichtsrat wird seine erfor-
derliche Zustimmung zur Ausnutzung des genehmigten Kapitals nur erteilen, wenn diese Voraus-
setzungen erfüllt sind. Über die Einzelheiten der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird der 
Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf einen etwaigen Beteiligungserwerb gegen
Aktien der Gesellschaft folgt.

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts beschränkt sich auf knapp 10 % des derzeitigen
Grundkapitals. Im Hinblick auf die erheblichen Wachstumspotentiale in den Geschäftsfeldern, in
denen die Gesellschaft tätig ist, ist der Umfang der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ins-
gesamt angemessen, aber auch erforderlich, um rasche und flexible unternehmerische Entschei-
dungen im Interesse der Gesellschaft und damit im Interesse der Aktionäre zu gewährleisten.

4. Bericht des Vorstands zu Punkt 10 der Tagesordnung (Beschlussfassung über die Ermächtigung
zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sowie zur Schaffung eines
bedingten Kapitals):

Durch die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen unter
Tagesordnungspunkt 10 kann die Gesellschaft je nach aktueller Marktlage attraktive Finanzierungs-
möglichkeiten nutzen. Die Möglichkeit, bei Wandelschuldverschreibungen gegebenenfalls eine 
Wandlungspflicht vorzusehen, erweitert die Spielräume für die Ausgestaltung derartiger Finanzierungs-
instrumente. Dabei soll die Gesellschaft gegebenenfalls über ihre Beteiligungsgesellschaften je 
nach Marktlage den deutschen oder den internationalen Kapitalmarkt in Anspruch nehmen können.

Den Aktionären soll grundsätzlich ein Bezugsrecht zustehen. Es kann jedoch mit Zustimmung des
Aufsichtsrats ausgeschlossen werden, soweit die jeweilige Ausgabe der Wandel- bzw. Optionsschuld-
verschreibungen zu einem Kurs erfolgt, der nach pflichtgemäßer Prüfung durch den Vorstand den
nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Markt-
wert der Teilschuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Durch die Möglichkeit des
Bezugsrechtsausschlusses erhält die Gesellschaft Flexibilität, günstige Börsensituationen kurzfristig
wahrzunehmen.

Für den Bezugsrechtsausschluss gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Um die in dieser Regelung vorgesehene Grenze für Bezugsrechtsaus-
schlüsse von maximal 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und im Zeitpunkt der Ausübung
dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals einzuhalten, ist die bezugsrechtsfreie Ausgabe von
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. mit einer
Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu 10 %
des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens sowie des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
vorhandenen Grundkapitals beschränkt und darüber hinaus auch nur in dem Umfang zulässig, in
dem diese Grenze nicht bereits durch Ausnutzung des genehmigten Kapitals II und/oder durch 
Ausnutzung der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien in Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG erschöpft ist.
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Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich weiterhin eine Festlegung des Ausgabepreises nicht wesent-
lich unter dem Börsenkurs. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass keine nennenswerte wirtschaft-
liche Verwässerung des Wertes der Aktien des Aktionärs (Kurswertabschlag) eintritt. Ob ein solcher
Verwässerungseffekt eintritt, lässt sich errechnen, indem man den theoretischen Marktwert der
Anleihe mit dem Ausgabepreis vergleicht. Der Vorstand ist verpflichtet, durch pflichtgemäße Prüfung
sicherzustellen, dass der theoretische Marktwert der Anleihe nach anerkannten, insbesondere
finanzmathematischen Methoden ermittelt wird. Dabei kann der Vorstand, soweit er es in der jeweiligen
Situation für angemessen hält, sachkundigen Rat einzuholen, sich der Unterstützung durch Experten
bedienen. So können die die Emission begleitenden Konsortialbanken dem Vorstand in geeigneter
Form versichern, dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien nicht zu erwarten ist;
dies kann auch durch eine unabhängige Investmentbank oder einen Sachverständigen bestätigt werden.
Liegt der Ausgabepreis nicht mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht mehr als 5 % unter dem theoretischen
nach obigen Grundsätzen ermittelten Marktwert zum Zeitpunkt der Begebung der Wandel- oder 
Optionsanleihe, ist nach dem Sinn und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugs-
rechtsausschluss wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Damit wird dem Schutzbedürfnis
der Aktionäre hinsichtlich einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Aufgrund 
der in der Ermächtigung vorgesehenen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unter dem
theoretischen Marktwert sinkt der Wert eines Bezugsrechts praktisch auf Null, das heißt, dem Aktionär
entsteht kein wirtschaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss.

Im Hinblick auf die Ermächtigung zum Ausschluss der Aktionäre vom Bezugsrecht für Spitzenbeträge
sowie für Inhaber von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen wird auf den Bericht des Vorstands
zu Punkt 7 der Tagesordnung verwiesen.

Das bedingte Kapital wird benötigt, um die mit den Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen 
verbundenen Wandlungsrechte, Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten mit Beiersdorf-Aktien zu
erfüllen, soweit dafür nach Wahl der Gesellschaft nicht eigene Aktien genutzt werden. Dabei wird 
der Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktien
an den zehn Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung über die Emission nicht unterschreiten.
Alternativ wird die Möglichkeit eröffnet, den Wandlungspreis bzw. Optionspreis für eine Aktie anhand
des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktien während der ersten Tage des Bezugsrechtshandels
festzulegen. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass das Umtauschverhältnis und/oder der Wand-
lungspreis in den Umtauschbedingungen variabel sind und der Wandlungspreis innerhalb einer fest-
zulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses während der Laufzeit
festgesetzt wird. Aufgrund dieser Möglichkeiten kann eine besonders marktnahe Ausstattung der
Emission erreicht werden.

5. Bericht des Vorstands zu Punkt 11 der Tagesordnung (Beschlussfassung über die Ermächtigung
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien) 

Die Gesellschaft hat aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 11. Juni 2003 gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG im Rahmen eines an alle Beiersdorf-Aktionäre gerichteten öffentlichen Erwerbs-
angebots eigene Aktien im Umfang von rund 9,99 % ihres Grundkapitals erworben. Durch die vor-
geschlagene Erneuerung der Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 11 soll die Gesellschaft – wie
dies bei nahezu allen maßgeblichen börsennotierten Unternehmen Standard ist – auch weiterhin 
in die Lage versetzt werden, eigene Aktien zu erwerben, falls sie in Zukunft ihren Bestand an eigenen
Aktien reduzieren sollte. Gemäß § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG dürfen auf die im Rahmen dieser Ermächti-
gung erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche diese bereits erworben
hat und noch besitzt, nicht mehr als zehn vom Hundert des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen.
Die Gesellschaft ist nach dem Beschlussvorschlag auch berechtigt, die aufgrund dieser oder einer vor-
hergehenden Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien ganz oder teilweise unter Ausschluss des
Bezugsrechts der Aktionäre zu veräußern oder zu begeben, wobei insoweit die bisher von der Haupt-
versammlung erteilten Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss in Einzelpunkten erweitert werden.

Beiersdorf Aktiengesellschaft, Hamburg

Wertpapier-Kennnummer 520000
ISIN DE0005200000



Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die von der Beiersdorf Aktiengesellschaft erworbenen
eigenen Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre wieder 
veräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des Verkaufs wird bei der Wiederausgabe der Aktien das
Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt.

Der Beschlussvorschlag sieht vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Veräuße-
rung der aufgrund der vorgeschlagenen oder einer vorhergehenden Ermächtigung der Hauptver-
sammlung erworbenen eigenen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot
an alle Aktionäre vornehmen kann, wenn die eigenen Aktien für eine Bar- oder Sachleistung ver-
äußert werden, deren Wert den Börsenpreis von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft zum
Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Damit soll den Interessen der Aktionäre
Rechnung getragen werden. Mit der Ermächtigung zu einer solchen Veräußerung, die einem Bezugs-
rechtsausschluss gleichkommt, soll im Interesse der Gesellschaft insbesondere die Möglichkeit
geschaffen werden, institutionellen oder anderen Investoren Aktien der Gesellschaft anzubieten
und/oder den Aktionärskreis der Gesellschaft zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch in die Lage
versetzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. Mit der
Festlegung eines Durchschnittskurses für den maßgeblichen Börsenpreis soll gewährleistet werden,
dass die Interessen der Aktionäre der Gesellschaft nicht durch zufällige Kursbildungen beeinträchtigt
werden. Die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gegen eine Barleistung beschränkt sich
unter Einbeziehung von Aktien, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung des § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals II und/oder bei Ausnutzung der Ermächtigung
zur Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ausgeschlossen wird, auf insgesamt
höchstens 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und des im Zeitpunkt der Ausübung dieser
Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft. Insoweit wird mit dieser Ermächtigung
von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht.

Der Vorstand soll weiterhin ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund der
vorgeschlagenen oder einer vorhergehenden Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien als Gegen-
oder Teilgegenleistung für den Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an anderen Unternehmen
oder Unternehmensteilen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen zu begeben. Der
Gesellschaft steht dazu auch das genehmigte Kapital III gemäß Tagesordnungspunkt 9 zur Verfügung.
Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien stellt insoweit eine Ergänzung 
zum genehmigten Kapital III dar. Für die Erläuterung der Gründe des Bezugsrechtsausschlusses wird
auf den Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 verwiesen.

Ferner sieht die Ermächtigung vor, dass die eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre genutzt werden können, um Wandlungs- und/oder 
Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten aus den von der Gesellschaft oder ihren unmittelbaren oder
mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen Wandel- bzw. Optionsschuldver-
schreibungen zu erfüllen. Es kann zweckmäßig sein, anstelle der Nutzung des bedingten Kapitals
ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfüllung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs-
pflichten einzusetzen.
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Diejenigen Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen wollen, müssen ihre Aktien während
der üblichen Geschäftsstunden bei einer der folgenden Banken:

Deutsche Bank AG, Eschborn
Dresdner Bank AG, Frankfurt am Main

oder bei der Gesellschaft bis zum 11. Mai 2005 hinterlegen und bis zum Schluss der Hauptversammlung
dort belassen. Sie erhalten dafür Eintrittskarten, auf denen die Zahl der dem Inhaber zustehenden
Stimmen verzeichnet ist. Die Hinterlegung der Aktien kann ebenfalls bei einem deutschen Notar oder
einer Wertpapiersammelbank erfolgen. Sie ist auch dann ordnungsgemäß, wenn Aktien mit Zustim-
mung einer Hinterlegungsstelle für diese bei einem Kreditinstitut bis zum Ende der Hauptversammlung
im Sperrdepot gehalten werden. Spätestens am Tag nach Ablauf der Hinterlegungsfrist ist die Bestäti-
gung über die Hinterlegung der Gesellschaft einzureichen. 

Als besonderen Service bieten wir unseren Aktionären an, sich durch einen von der Gesellschaft benannten
Stimmrechtsvertreter nach Maßgabe ihrer Weisungen bei den Abstimmungen vertreten zu lassen. 
Hierbei handelt es sich um einen Mitarbeiter der Gesellschaft, der aufgrund von Bevollmächtigungen
durch Aktionäre gemäß den von diesen erteilten Weisungen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten 
abstimmt. Dem Stimmrechtsvertreter müssen dazu Vollmacht und Weisungen für die Ausübung des Stimm-
rechts erteilt werden. Ohne Weisungen ist eine Vollmachtserteilung ungültig. Der Stimmrechtsvertreter
ist verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Vollmacht und Stimmrechtsweisungen an den von der
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können nur schriftlich (also nicht per Fax oder E-Mail)
und unter Verwendung der hierfür auf den Eintrittskarten vorgesehenen Vollmachts- und Weisungsfor-
mulare erteilt werden. Auch im Fall einer Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters ist eine frist-
gerechte Hinterlegung der Aktien in der oben beschriebenen Form erforderlich. Vollmacht und Weisungen
müssen bis spätestens zum 13. Mai 2005 bei der Gesellschaft eingegangen sein. Wir bitten um Ihr 
Verständnis, dass später eingehende Vollmachten nicht mehr berücksichtigt werden können. Ausführ-
lichere Informationen zur Erteilung von Vollmacht und Weisungen an den von der Gesellschaft benannten
Stimmrechtsvertreter erhalten Sie nach der Hinterlegung Ihrer Aktien zusammen mit Ihrer Eintrittskarte;
diese Informationen können auch auf der Website der Gesellschaft unter www.Beiersdorf.de abgerufen
werden. 

Alle bisher zulässigen Formen der Teilnahme an der Hauptversammlung, so auch die Teilnahme durch
einen Vertreter, namentlich durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung von Aktionären, werden
durch dieses Angebot zur Stimmrechtsausübung selbstverständlich nicht berührt und bleiben nach wie
vor in vollem Umfang möglich. Für die Vollmachtserteilung an Dritte nutzen Sie bitte das auf Ihrer 
Eintrittskarte vorgesehene Vollmachtsformular.

Aktionäre, die beabsichtigen, auf der Hauptversammlung Fragen zu stellen, werden gebeten, diese 
der Gesellschaft möglichst vor der Hauptversammlung mitzuteilen, um dem Vorstand Gelegenheit zur
Vorbereitung der Antworten zu geben. Anträge von Aktionären gegen einen Vorschlag von Vorstand 
und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG sind ausschließ-
lich zu richten an:

Beiersdorf Aktiengesellschaft
Finanzierungen (Fkt. 6740)
Unnastrasse 48
20245 Hamburg

Fax: 040/4909-2860
E-Mail: Investor.Relations@Beiersdorf.com
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Wir werden alle nach § 126 AktG zugänglich zu machenden Anträge von Aktionären auf der Website der
Gesellschaft unter www.Beiersdorf.de veröffentlichen. Dort werden auch etwaige Stellungnahmen der
Verwaltung veröffentlicht. 

Die Einladung zur Hauptversammlung wurde am 30. März 2005 sowohl im elektronischen Bundesanzeiger
als auch in der Printversion des Bundesanzeigers (Nr. 59) veröffentlicht. Diese Einladung und die 
ab der Einberufung auszulegenden Unterlagen können auch auf der Website der Gesellschaft unter
www.Beiersdorf.de eingesehen werden. 

Hamburg, im März 2005

Beiersdorf Aktiengesellschaft 

Der Vorstand
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